
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1928

301 (24.12.1928) Badische Kultur und Geschichte Nr. 52



Mdiscbe Ikultur und Gescbicbte
dkr. »» Leilage zur Ikarlsruber Leitung. Ladiscber Stsatssnzeiger §)r. 30i 24. Dezember issr

Der deMsckeMeibnacktsbaum
Wieder rollen lange Züge nud hochbeladene Autos mit

Tannenbäiimen ans den deutschen Wäldern nach den
Großstädten, die in erster Linie Abnehmer von Christ¬
bäumen find und damit die kleineren Städte und Tör 7
fer beliefern . Tannenhaine in Städten ohne Tannen -
lvald, Tannendnft aut Märkten und Straßen ! Etwas
Ungewohntes , Liebliches, etwas Erfreuendes für die Kin¬
der, die kleine Zweige des fremden Baumes als glückver¬
heißende Vorbedeutung des nahen Festes mit nach Hause
nehmen , um damit die Stube zu schmücken. Wie gliick»
lich find wir daran in unseren badischen Gauen mit den
riesigen Wäldern voll Weiß- und Rottannen . Manchen
Tag des Jahres bringen wir auf Wanderungen in den
herrlichen Tannenforsten des Schtvarzivaldes und Oden -
waldes zu, wo Tausende der Nadelhölzer in ihrent hohen
Wüchse uns erfreuen ; doch keiner der Bäume vermag eine
solche Freude auszulösen , wie der kleine Tannenbaum
in der Weichnachtsftube.

Ohne Tannenbaum kein Christfest. Der Chrisrbaum
macht Weihnachten. Doch ist es noch gar nicht so lange
her, seit der Christbaum sich den Platz in der Weihnachts -
stube aller deutschen Stämme erobert hat. Wohl melden
uns kurze Andeutungen , daß im alemannischen Oberland
der Christbaum schon im 16. Jahrhundert sich da und
dort vorfand : in einer Chronik von Straßburg von 1605
ist zu lesen : „Aufs Weihenachtcn ricktett man Dannen -
bäum zu Strasburg in den Stuben aufs , daran hencket
man rosen aus vielfarbigem Papier gestlinitten, Äpfel ,
Oblaten , Zischgolt, Zucker pp . Man Pflegt darnnr ein
viereckent ranien zu machen ." Diese Sitte fand aber auch
ihre Eiferer. „Unter allen Lappalien , damit man die
frohe Weihnachtszeit oft mehr als mit Gottes Wort be¬
geht," schreibt 1654 der Straßburger Professor Dann -
hauer, „ ist auch der Weihnachtsbaum oder Tannenbaurn ,
den man zuhause aufrichtet, denselben mit Zucker und
Puppen behängt und ihn hernach schütteln und abbkn -
men läßt ."

Die Pfälzer Liselotte gedenkt von Frankreich aus in
einem Brief von 1708 der Feier des St . Nikolaustags
in ihren Jugendjahren und kommt dann auf das

„Christkindele" an bei* Hof ihrer Tante in Hannover
zu sprechen , wo in Ermangelung eines Tannenbaumes
ein Buchsbaum mit Kerzen erstrahlte. Lichter am Weih-
nackstsbaum erwähnt 1737 Gottfried Kißling in seiner
Schrift „Bon heiligen Christgeschenken" , und Jung Stil -

ling (1793) schreibt in seinen Jugcnderinnerungen : „Mir
war 's zu Mut als wie eincui Kinde bei den apokryphi-

schen Sprüchen seiner Mutter am Tage vor dem Christ¬
fest : es ahnet etwas Herrliches , versteht aber nichts , bis
es früh aufwacht und nun zum hellcrleuchteten Lebens -

bäum mit vergoldeten Nüssen und zu den Schäfchen,
Christkindchen , Puppen . Schüsseln mit Obst und Konfekt
geführt wird .

"

Von Goethe erfahren wir , daß auch Leipzig 1765 den

Wtzihnachtsbaum kennt: er feierte dort bei der Groß-

nmtter von Theodor Körner Weihnachten unter dem

Christbaum . Im zweiten Buch von „ Werthers Leiden"

läßt er Werther reden „von dem Vergnügen , das die

Kleinen haben würden , da einen die unerwartete Off -

nung der Tür und die Erscheinung eines aufgeputzten
Baumes mst Wachslichtern, Zuckerwerk und Äpfeln In

paradiesische Entzückung versetzte .
"

Um 1800 ist der Weihnachtsbaum im alemannischen
Oberland überall zu Hause. Lassen wir Hebel sprechen :

Die Muetter goht mit stillem Tritt ,
Sie aobt mit zartem Muttersinn ,
Und holt e Baum im Cbämmerli d 'inii .
Was benk i der denn dra?
Ne schöne Lebchueche -Ma ,
Ne Kitzelt, ne Mummeli
Und Blüemli weiß und rot und gel
Vom allerfinste Zuckermehl.

Nach Danzig brachten preußische Offiziere den Christ¬

baum 1815. Die Freiwilligen des Jahres 1813 kannten

noch keine lichtergeschmückte Weihnachten : aber in und

nach den napoleonischen Kriegen fand der Weihnachts -

bäum durch deutsche Offiziere und Beamte den Weg in

die deutschen Provinzen und auch ins Ausland , er wan¬

delte von Süddeutschland nach dem Norden und ward in

protestantischen Familien früher heimisch als in katho-

lischen , wo man ihn anfangs als lntherifchen Eindring¬

ling betrachtete . Auch waren die Städte der Aufnahme

des Weihnachtsbaumes viel eher geneigt als das Land.

Die Kirche , die ihn anfänglich als unchristliche Sitte be¬

kämpfte, hat sich auch mit ihm ausgesöhnt und rhm in

dem Gotteshaus einen Platz eingeräumt .
Heute ist der Weihnachtsbaum an keine Konfession und

keine Landschaftmehr gebunden . Unsere deutschen Matrosen

sanoen deutsche Weihnachtslieder unter dem strahlenden

Cbristbaum in fernen Ländern und Meeren , sie mochten

weilen , wo sie wollten . In allen Weltteilen erglänzt an

Weihnachten in den Hütten der deutschen Ansiedler und

Ausgewanderten der Weihnachtsbaum im Lichterschmuck ,
und ist's kein Tannenbaum , so erinnern die brennenden

Kerzen an fremden Zweigen doch an .
die liebe deutsche

Heimat mit ihrem einzig schönen Christfest.

Der Weihnachtsbaum in seinem ttefsten Wesen ist
eine rein deutsche Sitte . In ihm sehen wir das Sinnbild
des Lichts, das Hoffen auf den Sieg der Sonne über die
kalte und lange Winternacht. Der immergrüne Baum
oder Zweig gitt als Zeichen des Lebens : durch das Auf - \
stellen des immergrünen Baumes in den Wohnungen
der Menschen suchte man di« Wachsttimskrast der im
Schnee und Frost grün bleibenden Zweige auf die Men¬
schen zu übertragen . In anderen germanischen Ländern ,
z. B . in Sckstveden , stülpte man im Hofe die letzte Ge¬
treidegarbe über den Weihnachtsbaunr und mischte deren
Körner dem Saatgut bei . um damit anzudeuten , daß !
Fruchtbarkeit und Segen den Feldstüchten des neuen
Jahres zugute kommen sollen.

Wie könnten wir uns heute Weihnachten denken ohne
den lichterstrahlenden Christbaum : er ist der Glanzpunkt
des schönsten deutschen Festes . Einen solchen Siegeslauf
durch die Welt hat kein anderer deutscher Volksbrauch
aufzuweiseu . Die ganze Innigkeit unseres Weihnachts¬
festes hat Goethe 1822 in einem Gedicht zu einer Samm¬
lung für den Großherzog Karl August von Weimar ver¬
herrlicht:

Bäume leuchtend , Bäume blenden -'"
Überall das Süße spendend,
In dem Glanze sich bewegend,
Ast und junges -Herz erregend.
Solch ein Fest ist uns bescheret ,
Mancher Gaben Schmuck verehret :
Staunend schau'n wir auf und nieder,
v*m und her und immer wieder.

W . Sigmund .

Die Ausmalung der St. Peter- und
Paulskirche in Ikarlsrube -Müvlburg

In jahrelanger Arbeit hat Professor Albert Haueisen die
Neugestaltung deS Langhauses und der Seitenfchiste vollendet.
Der Chor, dessen Ausmalung die erstrebte räumliche Einheit
und Stimmung abschlietzen wird, konnte noch nicht begonnen
werden, wodurch die Endgültigkeit des Eindrucks noch aus¬

setzt. Das hängt damit zusammen, daß die Komposition auf
das kirchlich Wesentlichste , den Hochaltar, der ein Flügelaltar
werden soll, konzentriert ist und daß diese letzte Steigerung
bis jetzt nur gedacht werden kann. Das Aufhören der Kom¬

position wirkt aber auch rm Eindruck des Langhauses , da die

Seitenschiff« betonter sprechen , al? sie beabsichtigt find, eine
Wirkung, die erst die Ausmalung des Chors auflösen wird.

Gegeben war eine jener Vorstadlkirchen im Stil sogenann¬
ter italienischer Frührenaiffance , eine jener dürftigen und

stimmungslosen Architekturen , wie sie nur die zweite Halste
des vorigen Jahrhunderts hervorbringen konnte. DaS Mate¬
rial als solches, roter Sandstein , ist durch Glättung völlig
charakterlos geworden . Der Raum — ein säulengetragenes
Langhaus mir Oberlicht, schmale , belanglose Seitenschiffe,
ohne Oucrschist der Übergang zum kurzen mit hoher ApfiS
geschloffenen Chor — war teilweise mit Wandbildern ausge »

stattct , die nicht nur dem Zeitpunkt ihrer Entstehung nach ,
sondern auch qualitativ das End« romantischerHistorienmalerei
bewiesen . Fügen wir hinzu, daß die Krrchenbänke , die Beicht ,

stühle, ja selbst die Altäre nicht mehr im Sinne kirchlicher
Gegenständ«, sondern als Möbel dargestellt waren , so ist da¬
mit die denkbar ungünstige Situation für die Neugestaltung
genügend charakterisiert.

Haueisen hat zuerst die Licktführun, geändert und die bunt¬
verglasten Fenster der Seitenschiffe vermauern lassen . Da¬
durch treten die Seitenschiffe im Gesamteindruck zurück , wer¬
den nur mehr Begleitung des Langhauses, der Längsrichtung .
Dann wurde die Verglasung der Langhausfenster geschliffe¬
nem Alabaster angeglichen , wie er beispielsweise in der Galla
Placrdicr in Ravenna erhalten ist. DaS ergibt ein gleitendes ,
sehr weiches und doch wieder schwebendes Licht, das besonders
gleichmäßig und vereinheitlichend wirkt .

Diese Lichsiührung war die Grundlage für die Ausmalung
der Kirche , die sich nicht nur auf Tönung der Architektur be¬
schränkt , sondern ebenso erfolgreich daS Wagnis grotzfigür-
licher Darstellung unternimmt . Am bedeutendsten ist die
Unterordnung des Künstlerischen unter daS Religiöse, denn
waS geschaffen wurde, ist in erster Linie ein religiöser Raum ,
eine religiöse Stimmung , dann erst wird man sich bewußt,
daß hier auch ästhetisch gestaltet wurde. Die Selbstverständ¬
lichkeit dieser Wirkung beruht auf der vollkommenen Einheit ,
mit der sich daS Geringste dem Tanzen einfügt . Harmonssch
zur . Lichtqualität ist daS Leblose d« S Materials mit Ausnahme
der Säulen farbig gedeckt . Mit leichter und doch heller Bunt »
heit find die Arkadenbogen umzogen. In die Zwickel find die
Brustbilder der Apostel gemalt, vielleicht «ine Erinnerung an
frühere Lösungen, vielleicht aus dem Bewußtsein entstanden,
daß die frühe Kirche in den Säulen die Apostel symbolisiert«.
Dieser gleitende Rhythmus der Arkaden aber wird schwebend
und unwirklich wie das Licht, weil sich über den Arkaden¬
zwickeln und Apostelbildmffen »wchmals ein Halbbogen spannt ,
gleich behandelt wie der der Arkade , doch in Proportion zu
der flachen Holzdecke, deren Unterzüge die gleiche Farbigkeit
aufnehmen und durch ihr Hintereinander jene schwebende Be¬

wegung zum Chor und Altar hin räumlich vermitteln . Die

Ausstattung mußte aus finanziellen Gründen bleiben, sie
wurde durch einen Anstrich des Mobiliarcharakters entkleidet

»nd stimmt sich nun leicht und beinahe anmuüg b«m Raum
ein.

Die eigentlichen Fresken ordnen sich als eine Cialerie von
stehenden Heiligen zwischen die Fenster der Hochwand über
jenen Bogen, die auf den Arkadenzwickeln ruhen . Um den
Bildkreis vorwegzunehmen : Über dem Eingang steht die hei¬
lige Cäcielia , begleitet an den Al-schlüsscn der Seirenschiste
von Michael und Georg. Der Zyklus steigert sich durch die
stehenden Heiligen des Langhauses zum Chor hin , zum Altar ,
dessen geschloffene Flügel die vier Eviiiigelisten tragen sollen .
Geöffnet wird als Ziel der Komposition das zentrale Geschehen
der Kreuzigung stehen und neben ihr auf den Jnrienserlen der
Flügel Petrus und Paulus , die Titelheiligen und Stützen
dieser Kirche . Zusammen aber mit dem Altar , einschwrngend
und abschließend, wird segnend Gottvater aus der oberen
Wölbung der Apsis treten , und zwischen diesen beiden Ge .
walte »« ist inhaltlich verbindend und formal vermittelnd die
Taube des heiligen Geistes gedacht.

Neben diesem Zyklus, der sich farbig in die Tönung der
Architektur einpatzt und formal jene schwebende Unwirklich «
lichkeit erstrebt , die sich aus der Lichtführnng ergibt, läuft ein
zweiter Freskenzyklus eutlang den Wändei» der Seitenschiffe,
ein lebensgroßer Kreuzweg. Dieser Zyklus tritt vollkommen
zurück , sonor m dem bräunlichen Rot und der äußersten Spar «
samkeit der Farbe , fast skizzenhafr grotzzügig in der formalen
Haltuiig , nur seitliche Unterstützuiig der Hauptbewegung. An
Stelle der Gestalt tritt die Szene , tiepoleök bewegt , mst mi»
gewöhnlichem bildnerischem Intellekt gebaut, nicht nur ge¬
schlossen als Einzelbild, sondern rhythmisch verbunden zur
Reihe, sei eS durch Gebärde, durch die Bewegtheit einer
Gruppe , sei es durch das Tinten und Wiederansteigen deS
Kreuzes . Das PathoS solcher Geste , die sich in voller Bewe¬
gung auslebt , verlangt äußerste Sichcrhest der Darstellung,
welch« Haueisen nicht erst vor dem Problem dieser Kirche ,
sondern aus einer Beschäftigung mit religiösen Motiven ent¬
wickeln konnte, di« über Jahrzehnte zurückreicht . Uns scheint,
daß dadurch die Kraft und Reife des Vortrags bedingt ist.
denn nur aus solcher Vertiefung könne», Pinselstriche von
Armeslänge entstehen, Pinselstriche, die auf den ersten Hieb
sitzen.

Baut sich durch alles das ein wirklich neuer kirchlicher Raum
auf , so ist hervorzuheben, daß es gelungen ist, eine spezifisch
kathvlische Stimmung zu gestalten. Das ist vielleicht da« bedeu¬
tendste dieser Leistung, daß sie aus sich heraus solche religiöse
Haltung verbreitet . Innerhalb der kirchlichen Groß» und Ar»
chiretturmalerei der letzten Zeit dürfte damit ein Fortschritt
gewoiiiien sein, der dem Gebiet der kirchlichen Kunst neue
und erfreuliche Wege offtret. Denn zum erstenmal fett langem
wurde wieder erreicht, auf was es im tieferen Sinn ankom¬
men mutzte. Dr. Martin .

Bauern , bevaltet eure Altertümer !
Es ist eine alltägliche Erscheinung, daß Händler, Agenten

und Privatsammler das Land bereisen , um Altertümer auf»
zukaufen . Kern Dorf , keine Einöde ist zu abgelegen, daß
nicht Kausiiebhaber sich dort einfinden und den Leuten Alter»
tümer abschwätzen . Meistens wird nur ganz geringe» Entgelt
bezahlt und oft werden die Gegenstände vom ersten Käufer
an einen größeren Händler in der Stadt mit Gewinn weiter»
verkauft . Der größere Händler aber gibt sie wieder an Samm¬
ler und Museen mit mehr oder minder bedeutendem Nutzen .
Vor allem gesucht sind gegenwärtig mittelalterlich« Holz»
figuren . Aber auch andere Schnitzereien , Wand- und Decken»
Vertäfelungen , Bilder , Möbel. Gitter , Wirtshausschilder, Zinn ,
gerät « , Geschirr aus Ton und Porzellan . Gläser usw . werden
aufgekauft . Urkunden, Handschriften und alte Bücher ftnden
Abnehmer . Tür - und Fensterverzierungen und sonstigen
Schmuck entfernt man von Häusern. Nicht einmal Flurdenk¬
mäler , wie Steinkreuze , Figuren von Feldkapellen sind sicher
vor der Gewinnsucht.

ES wird der Bevölkerung vertraut , daß sie zu stolz ist, um
solche Erinnerungen aus Großvaters - und Ahnenzeit ohne
Not wegzugeben, und daß es nur dieser Warnung bedarf, um
sie von übereilten Entschlüßen abzuhalten. Man wende sich
lieber an eines der Museen, wenn mau zum Verlauf genötigt
oder zum kostenlosen Überlaffen gneigt »st . Altertümer aber ,
die mit einem Bau verbunden find , sollten überhaupt nicht
aus ihrem Zusammenhang gerissen werden. Der einzeln«
Besitzer wie die ganze Bevölkerung sollten eine Ehre daran
setzen , solche alten Wahrzeichen der engeren Heimat au Ort
und Stelle zu erbalten .

rutertum »funde 1» Ettlingen
Die Ausgrabungen zur Kanalisation am östlichen Martins «

kirchenplatz in Ettlingen haben zwischen dem Chor und der
Alb ein Mauerstück freigelegt, das zweifellos die Auslage deS
ehemaligen « adestnbensteges darlegt . Der Badestubensteg war
eine steinerne Bogendrücke für Fußgänger , die auf zwei
Pfeilern ruhte und in 3 Bogen vom Kirchplatz schräg zur
Sternengasse die Alb überquerte . Nach dem Hochwasser von
1851 wurde der Steg entfernt . In den gegenüber der Spar »
kaffe zutage getretenen etwa 1 Meter starken Mauerresten
quadratischer Form hat man die Fundamente für die Strebe »
Pfeiler der sog. Rüppurrer Kapelle gefunden.

Tie Altertümer von Offenburg
Der historische Verein Lahr besichttgte die Altertümer der

Stadt Offenbur, . Unter Führung von Profeffor Dt Bayer ,
Lffenburg , wurden die städtischen 'Sammlungen besichtigt ,
dann die katholische Pfarrkirche, die Denkmäler an dieser , die
Klosterkirche, darin das 14 Meter unter dem Erdboden gele¬
gene Judenbad , und die Innenausstattung des Gasthauses
zur Sonn « . In einem anschließenden gemütlichen Beisam¬
mensein sprach Gymnasiumsdirektor Dt Steurer , Lahr , sei¬
nen Dank für die Führung aus , während Stadtrat Mansch
betonte , daß die Rivalität der beiden Rachbarstädte sich in
dem gemeinsamen Sinn für die Vergangenheit «nd di«
Pflege der geschichtlichen Erinnerungen aukleben könne .



Badischer Jentralanzeiger für Beamte
Dln^eiaeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilaqe zur Karlsruher Zeitung Badischer Staatsanzeiger

Organ verschiedener Beamtenvereinigungen - ■■■===

Ur k2 Berugr Vrscheirtt jede« Mittwoch und tan« ein-ol« für 10 L«ichspsen«ig für ied« Ausgabe , mouatltch für 66 Deichspfeuutg przügltch Porto dom Derta -e
Karisrude , Karl-Friedrich-Strabe 14. bezogen werden.

24. Dezember 1928

Wbresrü (Zrbli<^
ln Mit der heutigen Nummer des ZentralanzeigerS schließen

seine Veröffentlichungen auf dem Gebiete der Beamtengesetz-
gcdung und Bewegung für das Jahr 1928 ab. Es liegt daher
nahe , rückschauend die Vorgänge beamtenpolitischer Art in
ihren wesentlichen Erscheinungen des ablaufenden Jahres
noch einmal festzuhallen. Nachdem von den Geschehnissen , d e
bei der Ncuformulierung der besoldungsrechtlichen Verhält ,
nisse und der Bearbeitung beamtenrechtlicher Gesetzentwürfe
die Gemüter erregt haben , ein gewisser Abstand gewonnen ist,
besteht größere Möglichkeit für ' eine ruhige Betrachtung der
Entwicklungen, die auch die Beamtenschaft aus der Not der
Nachkriegszeit auf dem Wege zu geordneten wirtschaftlichen
Verhältnissen doranbringen sollen .

I.
Tie praktische Arbeit» auch im Jahr 1928 , war erfüllt von -

dem / Gedanken der Erhaltung , Sicherung und Festigung des
Berussbeamtcntums öffentlich - rechtlichen Charakters » auf die¬
ser Basis hat die frühere wie die neue Reichsregierung der
Beamtenschaft , .gegenübergestanden und immer wieder ihre
Bereitwilligkeit betont» soweit die Möglichkeit besteht , nach
Recht und Billigkeit den berechtigten Ansprüchen im Interesse
der Beamtenschaft entgegenzukommen.

Im Vordergrund der Bemühungen der Beamtengroßorga »
nisationen stapd der Kampf um die

Neuregelung brr Beamtenbezüge»
die im laufenden Jahr ihren Abschluß fand . Nicht innner
und ! nicht überall sind die Schwierigkeiten, unter denen die
BesoldüngSreform endlich zustandekam, erkannt und gewürdigt
worden. Auf der einen Seite war es der Hinweis des Re ich« -
finänzministers (Ende 1926) , eine allgemeine grundsätzliche
Regelung der Besoldung nicht vornehmen zu können, bis über
den Finanzausgleich zwischen Reich und Ländern Verständi¬
gung ' erzielt sei, andrerseits blieben di« Folgerungen zu be¬
rücksichtigen , die sich für andere Bevölkerungskreise, wie Ange «
stellte, Kriegsbeschädigte. Sozialrentner , Erwerbslose , bei einer
Erhöhung detz Beamtengehälter unweigerlich ergaben , Mo-
mente , die ' die Lösung des Problems noch lange Zeit hinaus¬
schoben. Bei Verabschiedung des Haushaltplanes 1927 gaben
die Regierungsparteien noch eine Erklärung ab, in der sie,
auch mit - Rücksicht auf die steigenden Reparationslasten , auf
die Tragweite der finanzpolitischen Situation aufmerksam z»
machen sich verpflichtet hielten . - Erst auf eindringliche Vor-
stellungen gelang es schließlich, die Erklärung des Reichs¬
kabinetts vom 17 . Juni 1927 zu erreichen, die eine alle Be¬
amtengruppen umfassende Reform der Beamtenbesolbung aus

Oktober 1927 in Aussicht stellte . Auf der außerordentlichen
eamtenragung in Magdeburg verkündete Reichsfinanzmini ,

stet Oll - Köhler dann die wesentlichen Grundsätze seiner Be-
soldungsreform . Reichsrat und Reichstag sowie die Groß ,
oraanisätionen beschäftigte nunmehr die . Vorlage zur Stellung ,
nähme . Mitte Dezember 1927 wurde schließlich das Reichs »
besold»wgsgeletz nach verschiedenen Änderungen des Entwurfs
in der dritten Lesung im Reichstag angenommen , nachdem in
80 Sitzungen ungefähr 800 Anträge dazu erledigt worden
waren .

In der Zwischenzeit hatten auch die Länder sich mit dem
Entwurf befaßt , dem st« in den tzauptzügen zu folgen gewillt
waren .

Die badische Besoldungsvorlage
gelaugte im Januar 1928 an den Landtag , nachdem der Herr
Finanzminister noch vor Weihnachten 1927 die Anträge der
badischen Beamtenschaft aller Gruppen in einer im Landtags¬
sitzungssaal abgehaltenen Aussprache entgegengenommen hatte .
Auch hier wurden zahlreiche Verbesserungen angeregt , dir
allerdings zum Teil erheblich über den Rahmen dessen hin¬
ausgingen , was Regierung unb Landtag angesichts der Ge-
samtläge zu verantworten sich »ereit erklären konnten. In
manchen Punkten mußte man sich für die Übergangszeit mit
der. wobswollenden Anwendung des Härteparagrapbrn beschei- j
den . Daß die Besoldungsneuregelung in ihrem Endergebnis
vielfach stark kritisiert worden ist , ist nicht verwunderlich. Jede
Reform von grundsätzlicher Art . namentlich, da sie nicht nur
anderweite Bemessung der Bezüge brachte, sondern den bis¬
herigen Aufbau der Besoldungsordnung veränderte , erfährt
Anfeindungen und Kritik, in die natürlich nicht nur Regie,
rnng und Volksvertreter , sondern auch die Orgänisationslei »
tungen der beteiligten Verbände und Spitzenorganisationen
einbezogen wurden . Eine Ideallösung wird es nie geben.

Abschließend darf und muß die Reform des Reiches
auch in Baden als Tat und Fortschritt anerkannt werden, ge¬
eignet nicht nur als nominale , sondern reale Einkommens,
aufbesserung die Beamtenschaft allmählich nach einem drei¬
jährigen Besoldungskampf aus beengter , wirtschaftlicher Lage
herauszuführen und vor drohender oder weiterer Verschuldung
zu bewahren.

Hand in Hand mit der vom Staate dnrchgesetzten , angemes¬
seneren Entlohnung seiner Beamten verlieren die seinerzeit
aus der Not geborenen Selbsthilfeeinrichtungen , wenigstens so-
weit sie sich auf die Warenversorgung beziehen, an innerer
Berechtigung. Es ist darum auch mit Genugtuung festzu -
stellen, daß sowohl von seiten des Deutschen Äeamtenbundes
die Loslösung von Verflechtungen mit solchen Einrichtungen
energisch betrieben wird, wie auch in Baden die Beamtengroß .
Organisation (Landeskartell und Beamtenbund ) von jeglicher
Beamtenwarenwirtschaft abgerückt ist. Vorgänge aus letzter
Zeit haben dargetan , daß eS oft zweifelhafte Unternehmungen
sind , die sich an die „vorteilhafte " Versorgung der Beamten
herandrängen .

II .
Die auf Schaffung eines neuzeitlichen, einheitlichen Bram -

tenrechts hinzielenden Arbeiten sind im Berichtsjahr noch nicht
aus dem Stadium der Vorarbeiten herausgekommen. Be¬
kanntlichgehen die diesbezüglichenBestrebungen auf Artikel 124
der Reichsverfaflung zurück . Von seiten des Deutschen Be-
amtenbundes ist schon vor Jahren ein Entwurf ausgearbeitet
und auch dem Reichstag unterbreitet worden. An die Erfül¬
lung des Verfassungsbefehls nach Neugestaltung des Rechtes
der Beamten , wurde in der Zwischenzeit wiederholt erinnert ,
bei dieser Gelegenheit war auch schon in Aussicht gestellt , den
hierauf bezüglichen Gesetzentwurf zu Beginn der Herbstses¬
sion 1927 an den Reichstag gelangen zu lassen . Erneute Er¬
innerungen beantwortete der Reichsminister dahin, die Ver¬
handlungen mit den Länderregierungen seien noch nicht ab¬
geschlossen, und es sei bei der Schwierigkeit der Formulierung
des komplizierten und umfangreichen Rechtsstoffes die Fest¬
legung eines Zeitpunktes für die Verhandlungen mit den Or¬
ganisationsvertretern nicht möglich .

Die Regierungserklärung , die der Reichskanzler Müller » .
Franken im Namen der neuen Regierung am 3 . Juli 1923
abgab, beschäftigte sich ebenfalls , mit der Schaffung des neuen
Reichsbegmtenrechts und brachte . zum Ausdruck , daß die Re¬
gierung dieser ihre besondere Aufmertsamleit zuwenden wolle .
Auch in der späteren Besprechung mit dem neuen Reichs »
innenminister Severing erklärte dieser gegenüber der erneut

.stark betonten Forderung der Beamtenschaft, auch er werde
für die baldmöglichst « Schaffung eines neuen Beamtenrechts
eintreten .

Die Teilentwürfe des Beamtenrechts , nämlich die Reichs-
dicnststrafordnnng «nd das Beamtenvrrtretunggesetz , sowie
das Unfallfürsorgegesetz befinden sich im Augenblick noch in
der Beratung der bezüglichen Gesetzentwürfe.

Seit dem 14. Januar 1828 dem 14. (Beamten - ) Ausschuß
des Reichstags überwiesen und Nach längeren Unterbrechungen .
— auch wegen Herbeiführung von Kabinettsentschließungeu
in wichtigen Streitpunkten — wieder zur Beratung gestellt ,
kam der Entwurf der Reichsdienststrafordnung zwar im Mai
1927 im Ausschuß wieder zur Diskussion, ohne indes endgül¬
tig erledigt zu werden. Im letzten Tagungsabschnitt des ver¬
gangenen Reichstags fiel die Weiterbehandlung der Regie¬
rungskrise (Januar 1928 ) zum Opfer . Durch die Arbeit der
Organisationen konnten seinerzeit im wesentlichen folgende
Verbesserungen in den Entwurf hineingearbeitet werden :

Beschränkung der Verfolgung vordienstlicher Verfehlun -
gen , Verbesserung der Zuständigkeiten zur Verhängung von
Geldstrafen, Verkürzung der Verjährungsfristen , Verbesse¬
rung in der Zusammensetzung der Reichsdienststraslam-
mern , Zulassung der Vertreter der Beamtenorgamsationen
als Verteidiger , volle Entschädigung der im Wiederaufnahme¬
verfahren Freigesprochenen, Verbesserung der Vorschriften
über die vorläufige Dienstenthebung und ihrer Folgen , so¬
wie der Bestimmungen über die Vernehmung des Beschul¬
digten, der Zeugen und Sachverständigen.
Nachdem die Vorlage nun wieder im Reichstag eingebracht

ist , werden seitens der Organisationen die noch unerfüllten
Anträge der Beamtenschaft diesem neuerdings unterbreitet .

Die längst fällige Ausführung des Artikels 130 der Reichs¬
verfassung. nach dem die Beamten nach näherer reichsgesetz¬
licher Regelung besondere Beamtenvertretungen erhalten sol¬
len, ist noch nicht zum Abschluß gelangt . Die Gründe für die
Hinausschiebung der Abstimmung im Reichsratsplenum über
den Entwurf eines Beamtenvertretungsgesetzes seien nicht in
einer absichtlichen Verzögerung , sondern in den besonders
großen Schwierigkeiten bei diesem Gesetzentwurf, zwischen
den Interessen der Verwaltungen und den Wünschen der Be¬
amtenschaft einen Ausgleich zu schaffen , zu suchen .

Der Entwurf über das Uusallfürsorgegesetz hat den Reichs¬
rat noch nicht passiert.

Die Neugestaltung des Polizeibeamtenrechts ist den Län¬
dern Vorbehalten . Auf die gesetzgeberische Gestaltung ist hier¬
bei die Haltung Preußens als des größten Landes in starkem
Maße richtunggebend. In mehr oder weniger starker Anleh¬
nung an das in Preußen geschaffene Recht haben dann die
übrigen Länder auch die Reform des Rechtes ihrer Polizei¬
beamten vorgenommen, wobei festzustellen ist, daß der Son¬
derstellung der Polizeibeamten im allgemeinen Rechnung ge¬
tragen wurde.

Einem Sonderrecht unterstehen nach wie vor die Beamten
der Deutschen Reichsbahngesellschaft. Die Bemühungen , hier
eine grundlegende Änderung im Sinne einer Wiedcranglei-
chung an das Recht der Reichsbeümten zu erreichen, haben
bisher trotz der einmütigen Stellungnahme der Parteien im
Reichstag einen Erfolg nicht gehabt.

Bemerkenswert bleiben in diesem Zusammenhang noch die
starken Bestrebungen auf Beseitigung des Brrufsbeamtentums
bei den Trägern der Reichssozialversicherung. Da die von der
Reichssozialversicherung zu lösenden Aufgaben öffentlich -recht¬
licher Natur sind, andererseits das Selbstverwaltungsrecht der
betreffenden Körperschaften geachtet werden soll , ist ein Mei¬
nungsstreit im Gang , ob die bei diesen Körperschaften be¬
schäftigten Personen als Beamte anzustellen seien oder nicht .
Der Deutsche Beamtenbund als Schützer und Förderer des
Berufsbeamtentums hat sein besonderes Augenmerk dieser
Frage zugewendet und den beteiligten Verbänden die nötige
Unterstützung dafür geliehen, daß nicht in diesen Zweigen der
öffentlichen Verwaltung das Beamtentum ausgeschaltet werde,
werde.

III .
Neben den bisher behandelten Gebieten der Beamtenbesol¬

dung und des Beamtenrechts ist schließlich noch eine Reihe
die Beamtenschaft berührender Zeitaufgaben in kurzen Stri¬
chen zu erwähnen .

Unter den hier einschlägigen Angelegenheiten ist zunächst
hervorzuheben, die

Reform der öffentlichen Verwaltung .
Verwaltungsreformen gibt es, solange wir eine moderne Ver¬
waltung überhaupt haben. Die heutigen Bestrebungen nach
einer Verwaltungsreform beruhen auf den Schwierigkeiten
der Nachkriegszeit, insbesondere der Verarmung Deutschlands
durch verlorenen Krieg und Inflation . Der gewaltige Blut¬
entzug, der uns durch die internationalen Nachkriegsverträge
auferlegt ist, und von dem wir heute noch nicht wissen , in wel¬
cher Höhe er uns endgültig trifft , drängt zur Rationalisie¬
rung der Wirtschaft, aber auch der öffentlichen Verwaltung .
Bei der Stellungnahme zur Lösung dieses Problems ist im
zu Ende gehenden Jahr von seiten der Beamtenschaft betont
worden:

„Die Überzeugung muß bleiben, daß die Deutsche Re¬
publik am besten und sichersten und damit auch am billig-
sten und für das gesamte deutsche Volk am vorteilhaftesten
von einem unbestechlichen , wirtschaftlich gesicherten und von
allen Partei - und Weltanschauungsrichiungen unabhängi -
gen Berufsbeamtentum verwaltet werden kann und ver¬
waltet werden muß . Dies gilt nicht nur in bezug auf die
sog. reinen Hoheitsbeamten, die unmittelbar die Souverä¬
nität des Staates zur Geltung bringen , sondern ebensosehr
für alle Berufsbeamten , die die wirtschaftlichen, rechtlichen
und sozialen Aufgaben der öffentlichen Körperschaften
dürchzuführen haben.

"
Die Reform der Verwaliung setzt ein leistungsfähiges Be¬

amtentum voraus . Mit gutem Grund ist deshalb dem
Bildungswesen

innerhalb der Beamtenkreise durch diese selbst größte Auf¬
merksamkeit und Betätigung auch im Jahr 1928 zugewendet

worden. Die Gründung von Verwaltungsakadermen ist, wenn
Baden voraussichtlich in absehbarer Zeit dem Beispiel Würt -
tembergs folgt, das im Februar 1928 die Verwaltungsakade¬
mie Stuttgart eröffnet hat , zu einem gewissen Abschluß ge¬
langt . Die im Winterhalbjahr 1927/28 auch in Karlsruhe
als Vorbereitung für die Beamtenhochschule von über 300
Hörern besuchten Kurse berechtigten zu der Hoffnung , daß
die vorgesehene Einrichtung einer Beamtenverwaltungsaka¬
demie auch in Baden festen Fuß fassen wird.

Erwähnt seien bei dieser Gelegenheit auch die Gewerk¬
schaftskurse des Deutschen Beamtenbundes , die der Schulung
der in der Beamtenbewegung an führender Stelle tätigen
Kollegen dienen und jeweils im Oktober veranstaltet werden.
In neuester Zeit treten zu den allgemeinbildenden Einrich¬
tungen für die Beamtenschaft noch die in Verbindung mit
dem Berliner Rundfunk und den Spitzenorganisationen ins
Leben gerufenen Rundfunkvirträze durch den Deutschland¬
sender „Die deutsche Welle"

, ausersehen , die Vorträge der
fachwissenschaftlichen Wochen und der Ferienkurse der Ver¬
waltungsakademien möglichst allen Beamten zugänglich zn
machen , soweit dies im Rahmen des Erreichbaren liegt.

Bleibt noch übrig , einiges zu der Entwicklung der
Beamtenorganisationen

zu sagen.
Der Deutsche Beamtenbund — DBB — vollzog auf dem

5. Bundestag am 8 . Oktober 1926 den Zusammenschluß mit
dem Gesamtverba,rd Deutscher Beamtengewerkschaften und
verfügt heute in seinen sechs Säulen über einen Mitglieder »

, stand von 1058 500 Mitgliedern <1 . Oktober 1928) . Die Be¬
mühungen , mit dem 1922 gegründeten Allgemeinen Deutschen
Beamtenbund — ADB — zu einer Vereinigung sämtlicher
Beamtenverbände in einer Einheitsorganisatiou zu gelangen,
sind zwar auch im laufenden Jahr nicht unversucht geblieben,
haben aber vorläufig noch nicht zu dem erstrebten Ziel ge¬
führt . Das Verhältnis zwischen DBB . und ADB . war im Be- *

richtsjahr durch eine Reihe polemischer Auseinandersetzungen
in ihren Pretzorganen gekennzeichnet , auf die glücklicherweise
von den Mitgliederverbänden angesichts der Besotdungs-
kämpfe u . a . nicht besonders reagiert wurde . In einer Zeit»
in der auf Jahre hinaus wichtige Entscheidungen für die
Aufwärtsentwicklung der Beamtenschaft zur Verhandlung
stehen , sollten weder Geist noch Arbeitszeit auf unfruchtbare
Polemik vergeudet werden. Dahin zielten auch die Bemühun¬
gen, innerorganisationspolitische Schwierigkeiten und Aus¬
einandersetzungen, die in etwas enger Einstellung aus Son¬
deraktionen einzelner Verbände oder Fachgruppen entstanden
waren , zu überbrücken und zum Ausgleich zu bringen . Den
Verbänden wurde nahegelegt, in Eingaben und Verhandlun¬
gen die Berechtigung für die Forderungen ihres Standes nur
aus ihrem Werdegang, aus ihren Aufgaben und aus der Wer¬
tung ihres Tätigkeitsgebiets herzuleiten und eine Bezug¬
nahme auf andere Beamtengruppeu , die ein Werturteil über
deren Werdegang, Stellung und Tätigkeitsgebiet darstellt, zu
unterlassen .

Die Zusammenarbeit fand auch durch Berschmelzung von
Fachverbänden äußeren Ausdruck , z. B . zwischen dem Ver¬
band Deutscher Post - und Telegraphenbeamten und dem
Bund der Post» und Telegraphenbeamten der Supernumerar »
laufbahn . dem Bund daher. Reichssteuerbeamten und der
Deutschen Finanzbeamtengewerkschaft im Reichsteuerbeamten¬
bund u . a . m .

Für die Beamtenschaft gelten in Erkenntnis der Erfahrun -
gen der Vergangenheit auch für die Zukunft die Worte des
Dichters :

„Immer strebe zum Ganzen , «nd kannst D« selber kein
Ganzes werden, als dienendes Glied schließ' an ei« Ganze»
Dich an !" (Schiller, Botivtafeln 15.)

Der Beamtenausschuß de» Reichstage»
wurde endgültig mit folgenden Abgeordneten besetzt:

Sozialdemokratische Partei : Bender, Litke, Falkenberg, Frau
Nemitz , Peters , Roßmann (Württemberg) , Seppsl ( Schriftführer)»
Steinkopf» Stelling , Unterleitner.

Deutschnationale Volkspartei: Or. v. Dryander , Gottheiner,
Laverenz, Schmidt ( Stettin ).

Zentrum : Groß, Kerp , Reumann , Warnte.
Kommunistische Partei : Maddalena, Miller (Hannover),

Torgler ( Vorsitzender ).
Deutsche Bolkspartei: Frau vr . Matz, Morath , Schmid (Düssel¬

dorf ).
Deutsche Demokratische Partei : vr . Külz» Schuldt (Steglitz).
Reichspartei des deutschen Mittelstandes ( Wirtschaftspattei) :

Siegfried ( Stellvettreter des Vorsitzenden ).
Bayerische Volkspartei: Dauer lRiederbayern ).

Der Titel „Frau " für die Beamtin
Stellungnahme des Reichsinnenministeriums

Angesichts des zunehmenden Brauchs weiblicher Beamten ,
sich als „Frau " zu bezeichnen , ist eS von Bedeutung , ob diese
Bezeichnung auch im amtlichen Verkehr der Behörden mit
ihren Beamten anzuwenden ist . Das Reichsinnenministerium
hat diese Frage unlängst verneint ; in dem ftaglichen Erlaß
heißt es :

„Wegen der Bezeichnung einer unverheirateten weiblichen
Person als Frau haben schon früher Erörterungen zwischen
den dafür zuständigen obersten Reichs- und Landesbehorden
stattgefunden . Dabei ist allgemein der Standpunkt vertreten
worden, daß die Angelegenheit überwiegend nicht zur Zu¬
ständigkeit des Reiches, sondern der Länder gehöre. Die preu¬
ßische und die anhaltische Regierung sind der Auffassung, daß
die Benennung Frau weder Personenstandsbezeichnung , noch
Teil des Namens , noch Titel sei ; die Annahme der Bezeich¬
nung könne daher auch einer Unverheirateten nicht verwehrt
werden. Ob jedoch eine Behörde berechtigt oder verpflichtet
ist , eine Unverheiratete im amtlichen Verkehr, insbesondere
in behördlichen Ausweisen, als Frau zu bezeichnen , wird sich
nach den für die Behörde und die in Frage kommende Amts¬
handlung maßgebenden Vorschriften zu bestimmen haben.
Beim Mangel einer solchen Vorschrift wird die Frage in der
Regel zu verneinen sein, namentlich soweit es sich um Ur¬
kunden handelt , die den Nachweis der Identität einer Person
erbringen , oder erleichtern sollen . ES wird Rücksicht darauf
zu nehmen sein, daß die Angaben in öffentlichen Urkunden
miteinander übereinstimmen , so daß behördliche Ermitt¬
lungen in keinem Falle erschwert werden."
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